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Begutachtungsentwurf 
Mai 2019                                                                                                                                                                              zu Zl. 01-VD-LG-1814/12-2019 

Entwurf eines Gesetzes mit dem das Kärntner Naturschutzgesetz 2002  
geändert wird 

Textgegenüberstellung 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
Artikel V 

Änderung des Kärntner Naturschutzgesetzes 2002 
 

Kärntner Naturschutzgesetz 2002 - K-NSG 2002 
StF:  LGBl Nr 79/2002 (WV) 
 
Änderung 
LGBl Nr  63/2005 
LGBl Nr  77/2005 
LGBl Nr 103/2005 
LGBl Nr  10/2009 
LGBl Nr   9/2010 
LGBl Nr  42/2010 
LGBl Nr   8/2012 
LGBl Nr  89/2012 
LGBl Nr 104/2012 
LGBl Nr  85/2013 
LGBl Nr  65/2016 
LGBl Nr  43/2017 
LGBl Nr  57/2017 
LGBl Nr  71/2018 
LGBl Nr  38/2019 

Das Kärntner Naturschutzgesetz 2002 – K-NSG 2002, LGBl. Nr. 79/2002, 
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 38/2019, wird wie folgt geändert:  
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§ 24b 

Verträglichkeitsprüfung, vorläufiger Schutz 

(1) Pläne und Projekte, die sich auf Europaschutzgebiete beziehen und nicht 
unmittelbar mit deren Verwaltung in Verbindung stehen, die diese aber einzeln 
oder im Zusammenwirken beeinträchtigen können, sind auf ihre Verträglichkeit 
mit den für diese Gebiete festgelegten Erhaltungszielen zu überprüfen. Die 
Umsetzung darf unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Verträglichkeitsprüfung nur bewilligt werden, wenn sie das Gebiet als solches 
nicht erheblich beeinträchtigen und erforderlichenfalls eine öffentliche Anhörung 
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erfolgt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Hat die Prüfung von Plänen oder Projekten im Sinne von Abs. 1 eine 
Unverträglichkeit ergeben und ist ihre Umsetzung auf anderem Weg nicht 
möglich, so darf eine Bewilligung nur erteilt werden, wenn das öffentliche 
Interesse an den beantragten Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt des 
Gemeinwohls höher zu bewerten ist als das öffentliche Interesse an der 
Verfolgung der Erhaltungsziele. Durch Auflagen ist zu bewirken, dass die 
Verschlechterung möglichst gering gehalten wird und die globale Kohärenz 
erforderlichenfalls durch Ausgleichsmaßnahmen sichergestellt wird. Die 
Kommission der Europäischen Union ist über die vorgeschriebenen Auflagen zu 
unterrichten. 

(3) Beherbergt ein Europaschutzgebiet prioritäre natürliche 
Lebensraumtypen oder prioritäre Arten, dürfen bei der Interessenabwägung im 
Sinne von Abs. 2 nur Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesundheit der 
Menschen und der öffentlichen Sicherheit sowie mit maßgeblichen günstigen 
Auswirkungen auf die Umwelt berücksichtigt werden. Andere Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses dürfen nur nach Anhörung der 
Kommission der Europäischen Union geltend gemacht werden. 

2. Im § 24b werden folgende Abs. 1a bis 1c eingefügt: 

(1a) Bei Plänen und Projekten gemäß Abs. 1 erster Satz und Abs. 5, die 
nicht den Bestimmungen des Kärntner Umweltplanungsgesetzes unterliegen, ist 
der verfahrenseinleitende Antrag mit den zur Ausübung des 
Stellungnahmerechts gemäß Abs. 1b erforderlichen Angaben auf der 
elektronischen Plattform gemäß § 54a Abs. 2 bereit zu stellen. Ab dem Tag der 
Bereitstellung ist den Umwelt-organisationen gemäß § 54a Abs. 1 Einsicht in 
den Verwaltungsakt zu gewähren. § 54a Abs. 3 letzter Satz ist anzuwenden.  

(1b) Innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bereitstellung des 
verfahrenseinleitenden Antrags gemäß Abs. 1a können Umweltorganisationen 
gemäß § 54a Abs. 1 eine begründete Stellungnahme zur Verträglichkeit des 
Vorhabens im Sinne des Abs. 1 erster Satz abgeben. Diese Stellungnahme ist bei 
der Entscheidung über Anträge in den gemäß Abs. 2 bis 5 genannten Verfahren 
zu berücksichtigen. 

(1c) Die Umweltorganisationen gemäß § 54a Abs. 1 können überdies in den 
in Abs. 1b zweiter Satz genannten Verfahren, die nicht auf der elektronischen 
Plattform bereitgestellt wurden, eine Stellungnahme dahingehend abgeben, ob 
ein Vorhaben dem Abs. 1a erster Satz unterliegt. Abs. 1b zweiter Satz ist 
anzuwenden. 
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(4) Ab dem Zeitpunkt der Übermittlung von Vorschlägen für Gebiete im 
Sinne von § 24a Abs. 1 an die Kommission der Europäischen Union dürfen 
Nutzungsmaßnahmen an davon betroffenen Grundstücken nur so durchgeführt 
werden, wie sie nach Art und Umfang bisher rechtmäßig vorgenommen werden 
konnten. Alle weitergehenden Maßnahmen, die eine erhebliche Beeinträchtigung 
der vom Vorschlag betroffenen natürlichen Lebensräume oder der dort 
vorkommenden Tier- und Pflanzenarten, für die ein günstiger Erhaltungszustand 
gesichert oder wiederhergestellt werden soll, zur Folge haben könnten, dürfen 
nur mit Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde vorgenommen werden. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Maßnahmen keine Verschlechterung der 
Lebensräume und keine erhebliche Störung der dort vorkommenden Arten 
bewirken und überdies dem Ziel der Erhaltung oder Schaffung eines günstigen 
Erhaltungszustandes dieser Lebensräume oder Arten nicht zuwiderlaufen. 

(5) Sobald die Kommission der Europäischen Union Vorschläge für Gebiete 
im Sinne von § 24a Abs. 1 in die Liste von Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen hat, sind Pläne und Projekte, die sich auf diese Gebiete 
beziehen, im Sinne von Abs. 1 auf ihre Verträglichkeit mit den für diese Gebiete 
festgelegten Erhaltungszielen zu überprüfen. 
 

XI. Abschnitt 

Verfahren 

§ 51 

Ansuchen 

(1) Die Erteilung von Bewilligungen nach diesem Gesetz ist schriftlich zu 
beantragen. 

(2) In einem Antrag sind Art, Lage, Umfang und Verwendung des 
Vorhabens anzugeben. Das Eigentum am betroffenen Grundstück ist glaubhaft 
zu machen. Ist der Antragsteller nicht Grundeigentümer, ist die Zustimmung des 
Eigentümers zu beantragten Bewilligungen nach §§ 4, 5 Abs. 1 und 6 Abs. 1 
sowie Anträgen auf Erteilung von Ausnahmegenehmigungen von den Verboten 
nach den §§ 6 Abs. 2, 7 und 8 schriftlich nachzuweisen, es sei denn, dass 
aufgrund anderer gesetzlicher Regelungen für die beantragte Maßnahme eine 
Enteignung oder eine Einräumung von Zwangsrechten möglich ist. 

(3) Dem Antrag sind die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Dem § 51 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 
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Unterlagen, insbesondere Pläne, Beschreibungen, Skizzen u. dgl. in zweifacher 
Ausfertigung anzuschließen. 

(4) Die Behörde kann die Vorlage von Unterlagen verlangen, die zur 
Beurteilung der voraussichtlichen Auswirkungen eines Vorhabens auf die 
Umwelt sowie zur Bewertung des öffentlichen Interesses an der beantragten 
Maßnahme unter dem Gesichtspunkt des Gemeinwohles erforderlich sind. 

(5) Werden Angaben oder Unterlagen im Sinne der Abs. 2 bis 4 nicht oder 
nicht vollständig beigebracht, ist nach § 13 Abs. 3 AVG vorzugehen. 

(6) Wenn über einen Antrag eine mündliche Verhandlung durchgeführt 
wird, ist diese nach Möglichkeit mit nach anderen Gesetzen erforderlichen 
mündlichen Verhandlungen zu verbinden. 
 

Die Landesregierung darf durch Verordnung nähere Bestimmungen über Inhalt 
und Ausstattung von Bewilligungsanträgen sowie Form und Inhalt der zur 
Beurteilung von Vorhaben erforderlichen Pläne und Beschreibungen erlassen. 

 

§ 51a 

Vereinfachtes Verfahren 

(1) Für bewilligungspflichtige Vorhaben im Sinne von § 4 und § 5 Abs. 1 
darf anstelle eines Antrages nach § 51 Abs. 1 nach Maßgabe von Abs. 2 eine 
schriftliche Anzeige an die Behörde erstattet werden. 

(2) In einer Anzeige nach Abs. 1 sind Art, Lage, Umfang und Verwendung 
des Vorhabens anzugeben und die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen 
Pläne und Beschreibungen sowie eine Darstellung anzuschließen, warum das 
Vorhaben nicht gegen die in § 9 Abs. 1 bis 3 umschriebenen Interessen verstößt 
(Landschaftsverträglichkeitserklärung). Die Pläne, Beschreibungen und die 
Landschaftsverträglichkeitserklärung müssen von einem zur Erstellung solcher 
Unterlagen Berechtigten erstellt und von diesem und vom Bewilligungswerber 
unterfertigt sein; sie sind in zweifacher Ausfertigung vorzulegen. Ein Lageplan, 
eine Kurzbeschreibung des Vorhabens und vereinfachte Pläne sind in zehnfacher 
Ausfertigung vorzulegen. Die Haftung des Verfassers der Pläne, Beschreibungen 
und der Landschaftsverträglichkeitserklärung für die richtige und fachgerechte 
Erstellung der Unterlagen wird weder durch behördliche Überprüfungen noch 
durch die Erteilung einer Bewilligung nach diesem Gesetz berührt. 

(3) Die Behörde hat von der Anzeige unverzüglich die Gemeinde zu 
verständigen, in deren Gemeindegebiet das Vorhaben geplant ist. Bei Vorhaben 
im Sinne von § 54 Abs. 1 sind davon auch die Mitglieder des 
Naturschutzbeirates zu verständigen. Die Gemeinde und die Mitglieder des 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Im § 51a Abs. 2 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt: 

§ 51 Abs. 3 zweiter Satz ist anzuwenden. 
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Naturschutzbeirates können bis vier Wochen nach dem Einlangen der 
Verständigung bei der Behörde verlangen, über das Vorhaben ein 
Bewilligungsverfahren durchzuführen. 

(4) Wenn die Behörde nicht innerhalb von drei Monaten nach Einlangen der 
Anzeige der Partei unter Angabe von Gründen mitteilt, dass über das Vorhaben 
ein Bewilligungsverfahren durchzuführen ist und die Anzeige als Ansuchen nach 
§ 51 gewertet wird, darf es im Sinne der eingereichten Unterlagen ausgeführt 
werden. Die Behörde hat der Partei eine Bescheinigung auszustellen, dass kein 
Bewilligungsverfahren durchzuführen ist. Die örtlich in Betracht kommenden 
Einsatzleiter der Kärntner Bergwacht sind davon zu informieren. 

(5) Das Recht zur Ausführung des Vorhabens erlischt zwei Jahre nach 
Erstattung der Anzeige. 
 
 

5. Nach § 54 wird folgender § 54a eingefügt: 

§ 54a 
Beteiligung von Umweltorganisationen an Verfahren 

(1) Anerkannte Umweltorganisationen gemäß § 19 Abs. 7 UVP-G 2000, 
deren örtliche Anerkennung auch das Land Kärnten umfasst, haben das Recht  

 1. gegen Bewilligungen gemäß § 24b Abs. 2 bis 5 oder 

 2. gegen 

 a) Bewilligungen gemäß § 9 und § 24 Abs. 3,  

 b) Ausnahmen von den Verboten gemäß § 10 und  

 c) Genehmigungen gemäß § 22 Abs. 2,  

 sofern geschützte Arten, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie (§ 67a                
Abs. 3 lit. b) oder in Anhang I der Vogelschutz-Richtlinie (§ 67a Abs. 3 
lit. a) genannt oder in Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-Richtlinie 
angesprochen sind, betroffen sind, 

wegen der Verletzung von Vorschriften dieses Gesetzes, soweit sie 
Bestimmungen der FFH-Richtlinie und der Vogelschutz-Richtlinie umsetzen, 
Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben. 

(2) Die Landesregierung hat eine elektronische Plattform zur Verfügung zu 
stellen, die nur den Behörden und den anerkannten Umweltorganisationen 
offensteht, und der Bereitstellung verfahrens-relevanter Anträge und Bescheide 
zur Ermöglichung der Ausübung der Beteiligungsrechte gemäß § 24b Abs. 1b 
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und 1c und des Beschwerderechts gemäß Abs. 1 dient. Die Landesregierung hat 
den anerkannten Umweltorganisationen im Sinne des Abs. 1 auf Antrag eine 
Zugangsberechtigung zu dieser Plattform sowie die erforderlichen 
Informationen für die Ausübung der Zugriffsberechtigung zur Verfügung zu 
stellen.  

(3) Alle Bewilligungen in den in Abs. 1 Z 1 und 2 lit. a bis c genannten 
Angelegenheiten sind, ohne die Einschränkung gemäß Z 2 letzter Halbsatz auf 
unionsrechtlich geschützte Arten, auf der elektronischen Plattform gemäß Abs. 2 
bereit zu stellen. Mit Ablauf von zwei Wochen ab dem Tag der Bereitstellung 
gilt der Bescheid den Umweltorganisationen gemäß Abs. 1 als zugestellt. Ab 
dem Tag der Bereitstellung ist ihnen Einsicht in den Verwaltungsakt zu 
gewähren. Die Anträge und Bescheide dürfen frühestens sechs Wochen nach der 
Bereitstellung von der elektronischen Plattform entfernt werden. 

(4) Beschwerden von Umweltorganisationen gemäß Abs. 1 sind binnen vier 
Wochen ab der Zustellung (Abs. 3) schriftlich bei der Behörde einzubringen. 

(5) Beschwerden einer Umweltorganisation gemäß Abs. 1 gegen 

 1. Entscheidungen gemäß Abs. 1 Z 1 – soweit dies Angelegenheiten des § 
24b Abs. 1a betrifft – sind, wenn sie innerhalb der dort festgelegten 
Frist keine begründete Stellungnahme in dieser Angelegenheit 
abgegeben hat, oder 

 2. Bescheide, die der Umweltorganisation gemäß Abs. 3 als zugestellt 
gelten, sind nach Ablauf der Frist des Abs. 4 

als unzulässig zurückzuweisen, wenn der Umweltorganisation bereits vor 
Beginn der Frist des § 24b Abs. 1b erster Satz (Z 1) oder § 54a Abs. 3 zweiter 
Satz (Z 2) eine Zugriffsberechtigung gemäß Abs. 2 zur Verfügung stand. 

 

§ 57j 

Umweltbeschwerde 

(1) Natürliche oder juristische Personen, die durch eine eingetretene 
Schädigung geschützter Arten oder natürlicher Lebensräume (Umweltschaden) 
in ihrem Eigentum oder sonstigen dinglichen Rechten an einer betroffenen 
Liegenschaft – ausgenommen die Möglichkeit einer bloßen Minderung des 
Verkehrswerts – verletzt werden können, können die 
Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich der behauptete 
Umweltschaden eingetreten ist, in einer schriftlichen Beschwerde dazu 

 
 

6. § 57j Abs. 1 lautet: 

(1) Natürliche und juristische Personen, die durch eine Schädigung 
geschützter Arten oder natürlicher Lebensräume (Umweltschaden) 

 1. in ihrer Gesundheit geschädigt oder in ihrem Eigentum oder sonstigen 
Rechten an einer betroffenen Liegenschaft – nicht jedoch durch bloße 
Minderung des Verkehrswertes – verletzt werden können, oder 

 2. dadurch betroffen sind, dass sie in der Nutzung der natürlichen 
Ressource oder in der Nutzung der Funktion der betreffenden 
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auffordern, im Sinne der §§ 57f und 57g Abs. 2 tätig zu werden 
(Umweltbeschwerde). 
 
 

(2) Das Recht zur Umweltbeschwerde steht auch dem Naturschutzbeirat als 
Umweltanwalt (§ 61 Abs. 4) und jenen Umweltorganisationen zu, die die 
Vorraussetzungen gemäß § 19 Abs. 6 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 – UVP-G 2000, BGBl. 
Nr. 697/1993, erfüllen und zwar im Rahmen ihres Tätigkeitsbereiches im Sinne 
des § 19 Abs. 8 erster Satz UVP-G 2000. 

(3) In der Umweltbeschwerde ist unter Beifügung der sachlichen 
Informationen und personenbezogenen Daten das Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß Abs. 1 oder 2 glaubhaft zu machen. Sofern sie nicht 
selbst zuständig ist, hat die angerufene Bezirksverwaltungsbehörde diese 
Beschwerde unverzüglich an die nach § 57i zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde weiterzuleiten und den Beschwerdeführer  davon zu 
unterrichten. 

(4) Gelangt die Behörde zur Auffassung, dass 

 a) keine Beschwerdeberechtigung im Sinne der Abs. 1 und 2 gegeben ist, 

 b) kein Umweltschaden vorliegt, oder 

 c) alle erforderlichen Vorkehrungen oder Sanierungsmaßnahmen bereits 
getroffen wurden, 

so ist hierüber ein Bescheid zu erlassen. 

natürlichen Ressource erheblich eingeschränkt werden können,  

können die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich der 
behauptete Umweltschaden eingetreten ist, in einer schriftlichen Beschwerde 
dazu auffordern, im Sinne der §§ 57f und 57g Abs. 2 tätig zu werden. 

  

  

 
 


